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Deutschland liegt im Herzen Europas. Wir profi-

tieren von Sicherheit und Wohlstand, die uns 

Europa bringt. Auch das Handwerk – die Wirt-

schaftsmacht von nebenan – gewinnt durch den 

Europäischen Binnenmarkt, nicht allein in den 

Grenzregionen. 

Keine Grenzen, keine Zölle, eine gemeinsame 

Währung, Waren- und Dienstleistungsfreiheit, 

Personenfreizügigkeit, gemeinsame Einrichtun-

gen der Infrastruktur, gegenseitige Anerkennung 

von Standards, Roaming etc. – viele Erleichte-

rungen sind für die Bürger und Betriebe in einem 

vereinten Europa heute selbstverständlich. 

Dennoch breitet sich zunehmend Gleichgültig-

keit, sogar Skepsis dem europäischen Projekt 

gegenüber aus – in vielen europäischen Län-

dern, auch in Deutschland. Viele Bürger haben 

den Eindruck, dass Gesetze und Maßnahmen 

aus Brüssel – bürokratische Auflagen und falsch 

verstandene Harmonierungsinitiativen – immer 

öfter den Alltag erschweren und nicht die eigent-

lichen Probleme lösen.  

Auch politische und wirtschaftliche Verwerfungen 

in den Mitgliedstaaten belasten das gemeinsame 

Projekt. 

Dabei ist und bleibt die Europäische Union von 

zentraler Bedeutung. Europa ist in diesen Tagen 

mehr denn je gefordert – vor allem von außen, 

sei es in den Bereichen Migration, internationaler 

Wettbewerb oder Klimawandel.  

Im internationalen Kontext steht Europa für Sta-

bilität und Sicherheit. Ob diese Rolle in einer sich 

wandelnden Welt weiterhin zur Geltung kommt, 

hängt entscheidend vom politischen und wirt-

schaftlichen Erfolg, vom Gelingen Europas ab. 

Die kommende Legislaturperiode ist dafür ganz 

entscheidend.  Dabei gilt es vor allem auch, die 

Bürger Europas mitzunehmen. Ihnen darf Euro-

pa nicht gleichgültig sein. Sie müssen wieder an 

Europa und die gemeinsamen Ziele glauben 

können. 

Es kommt darauf an, dass Europa Lösungen 

bietet für die großen Herausforderungen, nicht 

zusätzliche Probleme schafft. 

Ein sicheres, lebenswertes und verantwortungs-

volles Europa – dies muss sich in den Prioritäten 

der EU widerspiegeln und auf allen Ebenen ge-

lebt werden. In diesem Sinne formuliert das 

Handwerk in Deutschland seine Erwartungen zur 

Wahl des Europäischen Parlamentes im Mai 

2019.  

1. Die Zukunft der Europäischen Union  

Europa muss vor allem die großen Herausforde-

rungen in den Bereichen Sicherheit, Terroris-

musbekämpfung und Grenzschutz angehen. Die 

Finanzierung der EU muss nachhaltig sicherge-

stellt sein, erst recht angesichts des Brexits. In 

der Wirtschaftspolitik und für den Euroraum gilt, 

dass die gemeinsamen Ziele und Wege zur Sta-

bilisierung und die Unterstützung von Wachstum 

in Südeuropa klug aufeinander abgestimmt wer-

den müssen. Risikominimierung und Strukturre-

formen müssen der Weg sein, die Wirtschafts- 

und Währungsunion zu vertiefen. Eine Verge-

meinschaftung von Schulden darf es nicht ge-

ben. Sie belohnt lockere Haushaltsführung und 

setzt so falsche Anreize. Auch Steuern auf euro-

päischer Ebene sind nach Auffassung des 

Handwerks nicht der richtige Ansatz. 
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Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Welthandel: Förderung von freiem, fairem 

und multilateralem Welthandel zum Nutzen 

Aller.  

 Brexit: Erhalt des EU-Binnenmarktes, un-

abhängig vom Ausgang der Brexit-

Verhandlungen. Vermeidung jeglicher Rosi-

nenpickerei. 

 Wirtschafts- & Fiskalunion: Durchsetzung 

von Strukturreformen und Fiskalregeln. Be-

hutsame Abstimmung von Wachstumsförde-

rung und Stabilisierung aufeinander. Keine 

Vergemeinschaftung von Schulden.  

 EU-Haushalt: Gewährleistung einer nach-

haltigen Finanzierung der EU und Vermei-

dung von temporären Förderstopps. 

 EU-Steuern: Keine Steuererhebung auf EU-

Ebene; die Kompetenz dazu steht den Mit-

gliedstaaten zu. 

 Finanzunion: Abbau vorhandener Risiken, 

sowie Vermeidung des Aufbaus neuer Risi-

ken. Vorher keine EU-Einlagensicherung. 

 EU-Erweiterung: Integration vor Erweite-

rung. Annäherung der bestehenden Mit-

gliedstaaten vor der Aufnahme neuer. 

 Migration: Erarbeitung und Durchsetzung 

einer gemeinsamen und solidarischen euro-

päischen Flüchtlingspolitik. Ausweitung der 

Bemühungen zur Gewinnung von Fachkräf-

ten aus Drittstaaten. 

 Terrorismusbekämpfung: Wirkungsvoller 

Schutz der Außengrenzen Europas und Be-

kämpfung des internationalen Terrorismus. 

Bewahrung des Schengenraums. 

___________________________________ 

 

 

2. Bessere Rechtsetzung – Ein neuer 

Ansatz für die EU-Gesetzgebung 

 

„Groß im Großen, klein im Kleinen“ – nach 

diesem Grundsatz gilt es, das Prinzip der 

Subsidiarität im gemeinsamen Europa mit 

Leben zu füllen. Konzentrieren müssen sich 

die EU und die Mitgliedstaaten auf die gro-

ßen gemeinsamen Herausforderungen. 

Grundsätze dazu wurden in den vergange-

nen Jahrzehnten definiert. Deren Anwen-

dung ist Aufgabe der europäischen Institu-

tionen. Die Europäische Kommission steht 

in der Verantwortung, nur solche Initiativen 

zu ergreifen, die das gemeinsame Ziel un-

terstützen. Falsche Prioritäten und Wei-

chenstellungen sowie verfehlte Ansätze bei 

der Umsetzung richtiger Prioritäten schwä-

chen den europäischen Zusammenhalt. 

Sprachliche, kulturelle und ökonomische 

Unterschiede prägen die EU und ihre Mit-

gliedstaaten. Eine starke europäische Ge-

meinschaft kann nicht durch idealisierende 

„Gleichmacherei“ gelingen. Vielfalt muss als 

Stärke verstanden werden. Europäische 

Bürokratie und Gesetzgebung dürfen er-

folgreich funktionierende Einrichtungen und 

Regelungen in den Nationalstaaten nicht 

außer Kraft setzen. Konkrete und pragmati-

sche Lösungen müssen im Vordergrund 

stehen. 

 

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Mehrwert der EU: Fokus auf Lösungen mit 

originärem Mehrwert für die großen gemein-

samen Ziele. 

 Subsidiarität: Achtung der Kompetenzver-

teilung zwischen EU und Mitgliedstaaten. 

 Bessere Rechtsdurchsetzung: Einheitli-

che Umsetzung in den Mitgliedstaaten. 

Rechtsdurchsetzung statt Neuschaffung 

rechtlicher Vorschriften.  

 KMU-Test: Vollständige und systematische 

Anwendung des verpflichtenden KMU-Tests 

bei jedem neuen Regelungsvorschlag. 

 Pragmatische und praxisnahe Lösungen: 

Berücksichtigung der Interessen aller Akteu-

re mittels pragmatischer und praxisnaher 
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Problemlösungsansätze. Keine Behinderung 

von bereits bestehenden Lösungen. 

 Bessere Rechtsetzung leben: Strenge 

Anwendung existierender Instrumente und 

Prinzipien in den EU-Institutionen, um die 

Lasten für KMU weiter zu verringern. 

 Beihilferecht: Gewährung von Spielraum 

für Mittelstandsförderung, insbesondere 

Vereinfachungen bei sehr geringen Förder-

beträgen und Ermöglichung von mittelbaren 

Förderungen über KMU-Organisationen. 

 Verkehrsrecht: Bürokratische Entlastungen 

und Befreiung von Handwerksbetrieben von 

der Tachografenpflicht. Keine Ausdehnung 

der Maut-Pflicht auf EU-Ebene. 

 EU-Verbraucherrecht: Einführung dringend 

notwendiger Vereinfachungen des EU-

Verbraucherrechts, insbesondere Reduzie-

rung und Vereinfachung von Informations-

pflichten für Unternehmer.  

___________________________________ 

 

 

3. Die Wettbewerbsfähigkeit von KMU in 

Europa 

 

Kleine und mittlere Unternehmen sind das 

Rückgrat der europäischen Wirtschaft. Sie 

schaffen Arbeits- und Ausbildungsplätze, 

versorgen die Bürger mit Produkten und 

Dienstleistungen vor Ort. Sie sind wesentli-

cher Teil einer diversifizierten Wertschöp-

fungskette. Durch ihre kleinbetriebliche 

Struktur und ihre Heterogenität sind KMU al-

lerdings weniger in Regelsetzungsprozesse 

eingebunden. In vielen Mitgliedstaaten ist 

dazu der Organisationsgrad von KMU ge-

ring, Selbstverwaltungsstrukturen – wie sie 

in Deutschland etwa auf lokaler, regionaler 

und nationaler Ebene z.B. im Handwerk be-

stehen – fehlen oftmals ganz. Zu den zent-

ralen Herausforderungen für KMU gehören 

aktuell an erster Stelle die Fachkräftesiche-

rung, zunehmender bürokratischer Aufwand, 

der die eigentliche Geschäftstätigkeit behin-

dert, steigender Finanzierungsbedarf und 

faire Wettbewerbsbedingungen gerade auch 

auf zunehmend digitalisierten Märkten. Von 

entscheidender Bedeutung ist daher eine an 

der betrieblichen Praxis ausgerichtete KMU-

Politik, die dem Mittelstand angemessene 

Aufmerksamkeit widmet, die seiner Leis-

tungsfähigkeit entspricht. 

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Fokus KMU: Besondere Berücksichtigung 

der spezifischen Bedürfnisse von KMU in al-

len Phasen der Politikgestaltung („Vorfahrt 

für KMU“). 

 KMU-Definition: Beibehaltung der passfä-

higen Schwellenwerte der europäischen 

KMU-Definition. Schaffung eines zusätzli-

chen Midcap-Fensters. 

 InvestEU: Aufstockung der für KMU reser-

vierten Mittel. Eine längerfristige Finanzie-

rungsmöglichkeit von mindestens 15 Jahren 

und keine Darlehensobergrenze. 

 Bankenregulierung: Anpassung der Liqui-

ditätsquote sowie der Melde- und Offenle-

gungspflichten für KMU-finanzierende Insti-

tute an deren risikoarmes und nicht-

komplexes Geschäftsmodell. 

 Mehrwertsteuer: Transparente, einfache 

und EU-weit einheitliche Gestaltung grenz-

überschreitender Umsätze. 

 Fairer Datenzugang: Diskriminierungsfreier 

Zugang zu Daten, die für die Weiterentwick-

lung der Geschäftsmodelle wichtig sind. 

 Datenschutz: Praxisgerechte Ausgestal-

tung der datenschutzrechtlichen Anforde-

rungen. Schaffung von Rechtsklarheit für 

Unternehmen – besonders KMU. 

 Ganzheitliches Digitalisierungsverständ-

nis: Einbeziehung der gesamten Wirtschaft 

in die europäische Digitalisierungsdebatte 
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und Verständigung auf die Begrifflichkeit 

"Wirtschaft 4.0".  

 Künstliche Intelligenz und Cybersicher-

heit: Einbeziehung von Handwerk und Mit-

telstand in die politische Debatte. Weiter-

entwicklung von Standards, Schaffung von 

mehr Sicherheitssensibilität und adressa-

tengerechten Informations- und Unterstüt-

zungsangeboten v.a. für KMU. Vermeidung 

von Wettbewerbsverzerrungen zu Unguns-

ten von KMU. 

___________________________________ 

 

 

4. Ein europäischer Binnenmarkt für 

Unternehmen 

 

Der europäische Binnenmarkt mit seiner 

Freizügigkeit für Waren, Dienstleistungen, 

Personen und Kapital ist das Herzstück der 

Europäischen Union. Als größter gemein-

samer Wirtschaftsraum der Welt trägt der 

Binnenmarkt dazu bei, Wettbewerbsnachtei-

le auszugleichen und europäische Stan-

dards weltweit als Nenngröße zu verankern. 

Für Betriebe und Unternehmen öffnet er den 

Zugang zu anderen Märkten und Wert-

schöpfungsketten. Allerdings schwächen 

überzogene Harmonisierungsversuche ins-

besondere kleine und mittlere Betriebe, weil 

sie durch ihren vorwiegend lokalen und re-

gionalen Aktionsradius von regionalen und 

nationalen Besonderheiten geprägt und an 

ihnen ausgerichtet sind. Um Europas Wett-

bewerbsfähigkeit auch in Zukunft zu wah-

ren, müssen deshalb erfolgreich bewährte 

Strukturen in den Mitgliedstaaten gestärkt 

werden. Dazu gehören hohe Ausbildungs-

standards oder die Sicherung von Qualität 

und Verbraucherschutz als Beitrag zur 

Nachhaltigkeit. Hier muss im Besonderen 

das Subsidiaritätsprinzip gelten. Ähnliches 

gilt auch für die Sozialpolitik. Eine Verge-

meinschaftung der sozialen Sicherungs-

syteme lehnt das Handwerk ab. Gemeinsa-

me große europäische Herausforderungen 

im wirtschaftlichen Bereich – wie etwa die 

Digitalisierung, Datenschutz und Datenzu-

gang oder die Energie- und Klimapolitik – 

sind dagegen Aufgabenfelder, auf denen die 

EU ihre synergetische Stärke zeigen kann 

und ihre Leistungsfähigkeit beweisen muss. 

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Bestehende Instrumente nutzen: Vermei-

dung unnötiger Bürokratie. Stärkerer Fokus 

auf bessere Umsetzung bestehender Bin-

nenmarktinstrumente und Regelungen. 

 Normung: Stärkung von KMU-Normungs-

organisationen zur besseren Verfolgung und 

Mitgestaltung der Normungsprozesse auf 

europäischer Ebene, nicht zuletzt im Digita-

lisierungsbereich.  

 Breitbandausbau: Flächendeckende Ver-

fügbarkeit schneller Breitbandanschlüsse in 

ganz Europa – insbesondere im ländlichen 

Raum – als Voraussetzung für den Digitalen 

Wandel von KMU. 

 Digitalisierung: Schaffung eines einheitli-

chen Europäischen Binnenmarktes, in dem 

auch KMU originären Zugang zu für ihre 

wirtschaftliche Entwicklung unverzichtbaren 

Dateninformationen haben. 

 Digitale Plattformen: Unterbindung eines 

Verdrängungs- bzw. Unterbietungswettbe-

werb zulasten von KMU durch Maßnahmen 

in Europa zur Regelung des Umgangs mit 

digitalen Plattformen. 

 eGovernment: Fortlaufende Umstellung 

von Prozessen und Verfahren auf 

eGovernment und bessere grenzüberschrei-

tende Kommunikation in öffentlichen Ver-

waltungen. 

 Netzneutralität: Anwendung des Grundsat-

zes der Netzneutralität. Keine „Überholspur 

nach Zahlungsbereitschaft“ im Internet. 
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 Dienstleistungen im Binnenmarkt:  Ach-

tung funktionierender Systeme und Struktu-

ren im Rahmen geltenden Rechts für Quali-

tät und Wettbewerb im Binnenmarkt. Stärke-

rer Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse. 

 Warenverkehr im Binnenmarkt: Beach-

tung des Prinzips der gegenseitigen Aner-

kennung unter Achtung notwendiger Anfor-

derungen des nationalen Rechts, und von 

Qualitäts- und Sicherheitsstandards. 

 Personenfreizügigkeit: Anstreben eines 

Gleichgewichts, das freie Dienstleistungser-

bringung garantiert und Lohn- und Soziald-

umping einschließlich Schwarzarbeit effektiv 

bekämpft. 

 Keine Vergemeinschaftung von Sozial-

systemen: Achtung der bestehenden Kom-

petenzverteilung in der Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik. Keine Eingriffe in nationale So-

zialversicherungssysteme. 

 Altersvorsorge: Stärkung der kapitalge-

deckten privaten und betrieblichen Alters-

vorsorge unter Berücksichtigung der Inte-

ressen von KMU bei der betrieblichen Al-

tersvorsorge. Obligatorische Altersvorsorge 

von Selbständigen bei einem Wahlrecht 

über den Durchführungsweg. Ergänzend ob-

ligatorische Absicherung gegen das Ar-

beitsunfallrisiko. 

 Stärkung der Sozialpartner: Unterstützung 

des sozialen Dialogs der Sozialpartner auf 

europäischer, nationaler und regionaler 

Ebene und insbesondere in kleinbetrieblich 

geprägten Branchen. 

___________________________________ 

 

 

5. Fachkräftesicherung und berufliche 

Bildung  

 

Deutschland hat eine leistungsfähige und 

vielseitige Wirtschaft. Eine entscheidende 

Grundlage dafür ist die duale Ausbildung, 

die jungen Menschen Arbeits- und Auf-

stiegschancen bietet und so gleichzeitig für 

qualifizierte Fachkräfte sorgt. Auf EU-

Ebene gilt es, dieses System, auch unter 

besonderer Berücksichtigung der Höheren 

Berufsbildung (Higher VET), zu stärken, ge-

rade auch vor dem Hintergrund der großen 

Herausforderungen des demografischen 

Wandels, einer alternden Erwerbsbevölke-

rung, fortschreitender Digitalisierung von 

Leben, Lernen und Arbeiten, sich laufend 

verkürzender Innovationszyklen, eines 

wachsenden Kompetenzbedarfes aber 

auch gesellschaftlicher Herausforderungen 

und drohender Brüche, etwa zwischen 

Stadt und Land.  

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Förderung der Jugendbeschäftigung: 

Nachhaltige Bekämpfung von Jugendar-

beitslosigkeit durch den EU-weiten Auf- und 

Ausbau betrieblicher Ausbildungssysteme. 

 Meisterqualifikation: Stärkung von Best-

Practice-Strukturen für die moderne Wis-

sensgesellschaft zur Bekämpfung von Ju-

gendarbeitslosigkeit. 

 Teilhabechancen durch Bildung: Ausbau 

von Berufsberatung und ausbildungsbeglei-

tender Unterstützung, um den Übergang in 

qualifizierte Beschäftigung zu fördern. 

 Attraktivitätssteigerung der Berufsaus-

bildung: Berufsorientierung an allgemein-

bildenden Schulen mit mehr betrieblichen 

Praxisphasen.  

 Gleichwertigkeit beruflicher und akade-

mischer Bildung: Stärkung der Höheren 

Berufsbildung als gleichwertige Alternative 

zur hochschulischen Tertiärbildung unter 

besonderer Berücksichtigung der Meister-

qualifikation. 

 Förderung der Durchlässigkeit zwischen 

beruflicher und akademischer Bildung. 
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 Grenzüberschreitende Mobilität in der 

Berufsbildung: Stärkere Ausrichtung des 

Bildungsprogramms Erasmus+  auf die Be-

dürfnisse von KMU, u.a. durch schlanke An-

tragsverfahren und eine vereinfachte Be-

richterstattung sowie die Ausweitung der 

Förderung von Auszubildenden auf beruflich 

Qualifizierte. 

 Digitalisierung in Aus- und Weiterbil-

dung: Weiterentwicklung der Bildungsinfra-

struktur und Befähigung des Bildungsperso-

nals für den Digitalen Wandel, transnationa-

le Kooperationen und Austausch von Best 

Practice. 

___________________________________ 

 

 

6. Praxisgerechte Klima- und Umwelt-

politik  

 

In der zu Ende gehenden Legislaturperiode 

des Europäischen Parlamentes wurden we-

sentliche Teile eines europäischen energie- 

und klimapolitischen Rechtsrahmens über-

arbeitet. Wichtig für einen europäischen 

Energiebinnenmarkt ist der zügige Auf- und 

Ausbau der erforderlichen Infrastruktur. Die 

Erreichung der Pariser Klimaziele geht ab-

sehbar mit erheblichen Veränderungen für 

Unternehmen und Gesellschaft einher. Bei 

der Konkretisierung des Fahrplans bis 2050 

kommt es darauf an, ausreichend Zeit für 

die einzelnen Schritte zur Umsetzung zu 

lassen. Versorgungssicherheit, wettbe-

werbsfähige Energiepreise und Technolo-

gieoffenheit müssen bei der Verteilung der 

Klimaschutzlasten berücksichtigt werden. 

Die Förderung eines nachhaltigen Wirt-

schaftens ist richtig, muss jedoch bei Regu-

lierungen mit Augenmaß geschehen. Zu be-

achten ist, dass Lebenszykluskostenbe-

rechnungen, Zertifizierungen und Informati-

onspflichten besonders kleine Unternehmen 

belasten. 

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 Nachhaltiges Wirtschaften: Auf die Be-

dürfnisse und Kapazitäten der Handwerks-

unternehmen zugeschnittene Instrumente, 

etwa bei der Förderung der Kreislaufwirt-

schaft, damit die Innovationskraft von KMU 

nicht gebremst wird. 

 Umweltinformationen: Vermeiden von 

Wettbewerbsverzerrungen durch zusätzliche 

Umweltlabels mit hohem bürokratischem 

Aufwand (Lebenszykluskostenberechnun-

gen, Zertifizierungen und Informationspflich-

ten).  

 Steigende Systemkosten: Keine unver-

hältnismäßige Weitergabe von Infrastruktur-

kosten an KMU, z.B. für den erforderlichen 

Ausbau der Recyclingkapazitäten. 

 Chemikalienpolitik: Systematische Be-

rücksichtigung der potentiell erheblichen 

negativen Folgen von neuen Chemikalien-

regulierungen für das Handwerk. 

 Energie- und Klimapolitik: Angemessene 

Umsetzung des Pariser Klimaschutzab-

kommens auf europäischer Ebene ohne 

kurzfristige Verschärfungen. 

 Langzeitklimastrategie: Formulierung 

realistischer Entwicklungspfade mittels EU-

Klimastrategie 2050, damit die Umstellung 

frühzeitig, kosteneffizient sowie chancenori-

entiert gelingt.  

 Ökonomische Instrumente: Anreizsyste-

me zur weiteren Aktivierung der Innovati-

onskraft von KMU sowie die Direktförderung 

von Klimaschutz- und Energieeffizienzmaß-

nahmen. 

 Luftqualität: Keine Bestrafung der auf 

Mobilität angewiesenen Handwerksbetriebe 

durch lokale Maßnahmen, die nur begrenzt 

zur Minderung von Emissionen beitragen 

können. 

 Energiewende: Festhalten am ausgewoge-

nen energiepolitischen Dreieck aus Klima- 
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und Umweltverträglichkeit, Versorgungssi-

cherheit, Bezahlbarkeit. Stärkung marktwirt-

schaftlicher Steuerungsinstrumente gegen-

über regulatorischen Ansätzen. Abschaffung 

vorhandener Wettbewerbsverzerrungen. 

 Umweltbildung: Stärkung der Umwelt- und 

Energieberatung als Faktor für nachhaltige 

Verbesserung der Effizienz und Ressour-

cenproduktivität. 

______________________________________ 

 

7. Regionale Wirtschaft  

 

Europa ist vielfältig. Jede Region ist von 

Spezifika geprägt, die ihre wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit und gesellschaftliche Sta-

bilität prägen. Gemeinsame Grundlage für 

Erfolg sind gut ausgebildete, kreative und 

leistungsbereite Bürger. Eine Vielzahl von 

gesunden und starken Handwerksbetrieben 

aller Berufsgruppen stellt die regionale Wirt-

schaftsstruktur auf eine breite und damit 

stabile und weniger strukturell oder konjunk-

turell anfällige Basis. Aufgabe der Politik ist 

es – und zwar der Regional-, der National- 

und der Europapolitik -, diesen Regionen und 

ihren Bürgern einen Rahmen der Sicherheit 

und Spielraum für eigene Dynamik zu geben, 

Infrastruktur als Voraussetzung für selbsttra-

gendes wirtschaftliches Wachstum vorzuhal-

ten und fördernde Impulse für Zukunftsinves-

titionen zu setzen. Nicht zuletzt auch, um den 

sozialen Zusammenhalt in Europa zu bewah-

ren und zu stärken. 

 

 

Was das Handwerk im Einzelnen erwartet 

 KMU-Strukturen stärken: Aufbau und 

Stärkung von KMU sowie regionalen Struk-

turen zur Unterstützung und Förderung der 

Unternehmen in den Regionen. 

 Ländlicher Raum: Stärkung regionaler 

Wirtschaftskreisläufe – insbesondere im 

ländlichen Raum. 

 Fachkräftesicherung regional: Förderung 

von Maßnahmen zur Unterstützung der 

Fachkräftesicherung mittels der dualen 

Ausbildung. 

 Breiter Innovationsbegriff: Berücksichti-

gung der breit angelegten Innovationskraft 

des Handwerks als Beitrag zur Weiterent-

wicklung der Regionen. 

 Europäische Strukturfonds: Hauptau-

genmerk auf der KMU-Förderung in den 

Regionen (z. B. EFRE) und auf Programme 

zur Unterstützung von beruflichen Bildungs- 

und Beratungssystemen. 

 Kofinanzierung: Erhöhung der sehr niedrig 

angesetzten europäischen Kofinanzierungs-

raten. 

 Auf Bewährtem aufbauen: Stärkung und 

Ausbau bewährter Strukturen zur Unterstüt-

zung und Förderung des Handwerks in den 

Regionen Europas. 

 Subsidiarität: Stärkere Berücksichtigung 

des Subsidiaritätsprinzips in allen Politikbe-

reichen. Orientierung von europäischen 

Maßnahmen an den Bedürfnissen des 

Handwerks in den Regionen. 

 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit: 

Förderung von grenzüberschreitenden Un-

ternehmenskooperationen, z. B. im Rahmen 

makroregionaler Strategien wie die „Alpen-

raum-/Donauraumstrategie“. 

 Best Practice Regionen: Keine Gefähr-

dung von guten lokalen und regionalen An-

sätzen. 

___________________________________ 


